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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Energieprogramm der Bundesregierung 

— Drucksache 7/1057 — 

Ersten Fortschreibung des Energieprogramms der Bundesregierung 

— Drucksache 7/2713 — 

Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU zur Erklärung der 
Bundesregierung zu aktuellen Fragen der Wirtschafts- und Energiepolitik 

— Drucksache 7/1303 — 

Antrag der Fraktion der CDU/CSU betr. Energiepolitik 

— Drucksache 7/1401 — 


A. Bericht der Abgeordneten Wolfram und Russe 


i. 

Das Energieprogramm der Bundesregierung und 
die Erste Fortsdireibung des Energieprogramms 
wurden vom Deutschen Bundestag in seiner 134. Sit- 
zung am 5. Dezember 1974 in erster Lesung beraten 
und an den Ausschuß für Wirtschaft federführend, an 
den Innenausschuß, an den Ausschuß für Forschung 
und Technologie sowie an den Haushaltsausschuß 
mitberatend überwiesen. 

Der Innenausschuß hat die Vorlagen in seinen 
Sitzungen am 26. Februar und 12. März 1975 beraten 
und folgende Stellungnahme beschlossen: 

Der Innenausschuß stellt fest, daß eine sichere 
Energieversorgung und der Schutz der Umwelt 
gleichrangige Ziele sind, die miteinander in Einklang 
gebracht werden müssen. Energie- und umweltpoli- 
tische Zielsetzungen sind jeweils aufeinander abzu- 
stimmen, wenn programmatische Aussagen in kon- 


krete, energiewirtschaftlich oder ökologisch rele- 
vante Maßnahmen umgesetzt werden. 

Nachdem die Bundesregierung bereits eine Reihe 
spezifischer Vorschriften erlassen hat, die zu einem 
sachgerechten Ausgleich zwischen den Belangen des 
Umweltschutzes und der Energieversorgung beitra- 
gen, erwartet der Ausschuß, daß die Bundesregie- 
rung die ihr gegebenen gesetzlichen Ermächtigungen 
auch weiterhin nutzen wird. Hierbei soll den Ge- 
sichtspunkten des Umweltschutzes dort, wo die 
Gesundheit der Bevölkerung auf dem Spiele steht 
oder eine wesentliche und nachhaltige Beeinträchti- 
gung der Umweltqualität zu befürchten ist, absoluter 
Vorrang eingeräumt werden. Dies gilt insbesondere 
für die friedliche Nutzung der Kernenergie. Die in 
Textziffer 64 der Ersten Fortschreibung des Energie- 
programms ausgedrückte Wertung muß bei den 
unter Textziffer 63 vorgesehenen Maßnahmen in 
vollem Umfang berücksichtigt werden. 
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Im Interesse des Umweltschutzes und einer lang- 
fristig gesicherten Energieversorgung sind schließ- 
lich erhebliche Anstrengungen erforderlich, um die 
verfügbare Energie sparsamer einzusetzen und bes- 
ser auszunutzen. 

Besondere Bedeutung mißt der Ausschuß in die- 
sem Zusammenhang der Entwicklung neuer umwelt- 
freundlicher Technologien bei; bei der Ausarbeitung 
und Durchführung von Energieforschungsprogram- 
men sollten Umweltexperten in gebotenem Umfang 
beteiligt werden. 

Die Verfolgung der Ziele der Energie- und Um- 
weltpolitik wird wesentlich erleichtert, wenn die in 
der Textziffer 74 des Energieprogrammes und Text- 
ziffer 80 der Ersten Fortschreibung des Energie- 
programmes aufgestellten Forderungen zur Stand- 
ortwahl unter dem Gesichtspunkt der Raumordnung 
und des Gewässerschutzes genau eingehalten wer- 
den. 

Der Ausschuß bittet darum, daß seine Bericht- 
erstatter, die Abgeordneten Dr. Gruhl und Konrad, 
für die Bereiche Kernenergie, Energieversorgung 
und Umweltschutz zu den Beratungen des Aus- 
schusses für Wirtschaft zugezogen werden. 

Der Ausschuß für Forschung und Technologie 
hat das Energieprogramm der Bundesregierung 

— Drucksache 7/1057 — in seiner Sitzung am 
17. Oktober 1973 und die Erste Fort Schreibung 

— Drucksache 7/2713 — in seiner Sitzung am 15. Ja- 
nuar 1975 beraten. Am 6. November 1974 hat der 
Ausschuß für Forschung und Technologie unter Be- 
teiligung von Mitgliedern des Ausschusses für Wirt- 
schaft eine Öffentliche Informationssitzung zum Pro- 
blemkreis „Energieforschung" durchgeführt. Als 
Sachverständige waren geladen: 

Dr. Runge, Firma Deutsche Shell AG, Hamburg; 

Prof. Dr. Ing. Buch, Salzgitter; 

Dipl.-Ing. Mattick, Firma Brown, Boverie u. Cie., 
Mannheim; 

Prof. Dr. Peters, Bergbauforschungsinstitut, Essen; 
Dipl.-Ing. Speich, Firma Rhein. Braunkohle, Köln; 
Prof. Dr. Schulten, Kernforschungsanlage Jülich; 

Prof. Dr. Lehner, Universität Stuttgart; 

Dr. Zuncke, Firma Deminex, GmbH, Düsseldorf; 

Dr. Bossel, Institut für Systemtechnik und Innova- 
tionsforschung, Karlsruhe; 

Prof. Dr. Welte, Technische Hochschule Aachen; 

Prof. Dr. Schaefer, Technische Universität München; 

Bergassessor a. D. Lenhartz, Fa. Ruhrkohle AG, 
Essen; 

Prof. Dr. Peschka, Institut für Energiewandlung und 
Elektrische Antriebe, Stuttgart; 

Dr. Eitz, Firma Rheinisch-Westfälische Elektrizitäts- 
werke, Essen; 

Dr. Hennies, Gesellschaft für Kernforschung mbH, 
Karlsruhe. 


Der Ausschuß für Forschung und Technologie hat 
folgende Stellungnahme beschlossen: 

Der Ausschuß für Forschung und Technologie 
des Deutschen Bundestages nimmt die Vorlage der 
Ersten Fortschreibung des Energieprogramms der 
Bundesregierung mit Befriedigung zur Kenntnis. Er 
wird die Bundesregierung bei der Konkretisierung 
des Energieprogrammes für den nuklearen Bereich 
im Hinblick auf die geplanten Forschungs- und Ent- 
wicklungsmaßnahmen, die notwendigen Investitio- 
nen und eine ausgewogene Standortplanung sowie 
bei der Realisierung des Forschungsprogrammes für 
den nicht-nuklearen Bereich unterstützen. Er erwar- 
tet, daß die Bundesregierung die En tscheidungs Vor- 
aussetzungen für die Aufstellung des Energiepro- 
grammes regelmäßig überprüft und langfristig den 
Einsatz neuer Energiequellen zur Verminderung der 
Umweltbelastungen und der Abhängigkeit vom Erd- 
öl entwickelt und verstärkt fördert. Der Technologie- 
ausschuß weist eindringlich auf die Probleme des 
Brennstoffkreislaufs im Bereich der Kernenergie hin 
und fordert die Bundesregierung auf, die Lösung 
dieser Probleme unter voller Berücksichtigung der 
Belange des Umweltschutzes nachdrücklich zu be- 
treiben. 

Außerdem unterstützt er in Übereinstimmung mit 
den internationalen Bemühungen und den Vor- 
schlägen der EG-Kommission die Bemühungen der 
Bundesregierung zur rationelleren Energieverwen- 
dung und intensiveren Energienutzung als eine Auf- 
gabe mit hoher Priorität. 

Der Haushaltsausschuß hat die beiden Vorlagen in 
seiner Sitzung am 12. März 1975 beraten und ohne 
besondere Bemerkungen zur Kenntnis genommen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat das Energiepro- 
gramm — Drucksache 7/1057 — nach Veröffent- 
lichung der Ersten Fortschreibung am 30. Oktober 

1974 beide Vorlagen jeweils gemeinsam — in seinen 
Sitzungen am 7. November 1973 (im Zusammenhang 
mit dem Energiesicherungsgesetz), am 30. November 
1973, am 22. und 29. Januar 1975 sowie am 9. April 

1975 abschließend beraten. 

Der Entschließungsantrag der CDU/CSU-Fraktion 
— Drucksache 7/1303 — wurde in der 67. Sitzung des 
Bundestages am 29. November 1973 an den Aus- 
schuß für Wirtschaft federführend, an den Ausschuß 
für Forschung und Technologie, an den Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung sowie an den Haus- 
haltsausschuß mitberatend überwiesen. 

Der Antrag der CDU/CSU-Fraktion — Drucksache 
7/1401 — wurde in der 70. Sitzung des Bundestages 
am 12. Dezember 1973 an den Ausschuß für Wirt- 
schaft federführend sowie an den Ausschuß für 
Forschung und Technologie mitberatend überwiesen. 

Die beiden Anträge wurden vom Ausschuß für 
Forschung und Technologie beraten. Bei Drucksache 
7/1303 sieht der Ausschuß für Forschung und Tech- 
nologie mit Mehrheit die im Antrag unter IV und V 
geforderten Maßnahmen durch das 4. Atompro- 
gramm und das Ergänzungsprogramm zur Energie- 
forschung der Bundesregierung als bereits eingelei- 
tet an. Er sah daher insoweit von einer Empfehlung 
an den federführenden Wirtschaftsausschuß ab. 
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Bei Drucksache 7/1401 ist der Ausschuß für For- 
schung und Technologie mit Mehrheit der Auffas- 
sung, daß der Antrag durch die inzwischen von der 
Bundesregierung angekündigten Maßnahmen als 
erledigt angesehen werden kann. Er sah daher von 
einer Empfehlung an den federführenden Ausschuß 
ab. 

Der Haushaltsausschuß hat den Entschließungsan- 
trag der CDU/CSU-Fraktion — Drucksache 7/1303 — 
in seiner Sitzung am 12. März 1975 beraten. Der 
Haushaltsausschuß hat nach Aufklärung verschie- 
dener Fragen durch die Bundesregierung den Ent- 
schließungsantrag für erledigt erklärt. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
den Entschließungsantrag der CDU/CSU-Fraktion 
— Drucksache 7/1303 — nicht abschließend beraten. 
Er hatte am 16. Januar 1974 in Verbindung mit dem 
Arbeitsplatzsicherungsprogramm der CDU/CSU- 
Fraktion — Drucksache 7/1359 — beschlossen, daß 
er eine seiner Zuständigkeit entsprechende arbeits- 
marktpolitische Stellungnahme erst abgeben könne, 
wenn vom federführenden Ausschuß für Wirtschaft 
und vom mitberatenden Finanzausschuß dem Haus- 
haltsausschuß sowie den weiter beteiligten Aus- 
schüssen die in diesen Vorlagen angesprochenen 
Wirtschafts-, finanz-, konjunktur- und haushalts- 
politischen Maßnahmen behandelt sind. Eine ab- 
schließende Stellungnahme hat sich erübrigt, da der 
Antrag vom federführenden Ausschuß mit Mehrheit 
für erledigt erklärt wurde. 


II. 

Zur Regierungsvorlage 

Die Bundesregierung hat mit ihrem Energiepro- 
gramm aus dem September 1973 erstmals ein ener- 
giepolitisches Gesamtkonzept vorgelegt. Dieses, in 
seinen Grundlagen richtige Konzept mußte unmittel- 
bar nach seiner Vorlage infolge der gravierenden 
Maßnahmen der ölexportierenden Länder überprüft 
und den veränderten energiewirtschaftlichen Eck- 
daten angepaßt werden. Die Maßnahmen zur Durch- 
setzung des Programmes bedürften einer neuen 
Gewichtung. Das fortgeschriebene Energieprogramm 
hat jetzt folgende Zielsetzungen: 

— Noch stärkeres Zurückdrängen des Mineralöl- 
anteils an der Energieversorgung und gleichzei- 
tig höhere Priorität für die Sicherung einer aus- 
reichenden und kontinuierlichen Mineralölver- 
sorgung. Der Mineralölanteil an der Primär- 
energieversorgung soll von 55 % 1973 auf etwa 
44 °/o 1985 zurückgehen. 

— Eine neue Position für den wichtigsten deutschen 
Energieträger Steinkohle. 

— Beschleunigte Nutzung der relativ sicheren Ener- 
gien Erdgas, Braunkohle und Kernenergie. 

— Zügiger Ausbau der Energieanlagen in der Bun- 
desrepublik Deutschland unter Berücksichtigung 


der Erfordernisse des Umweltschutzes. Langfri- 
stige Standortvorsorge für Energieanlagen. 

— Verstärkte Energieeinsparung durch rationellere 
Nutzung der Energie. 

— Höhere Priorität für die Energieforschung, um 
die Abhängigkeit der Bundesrepublik vom öl 
mittel- und langfristig vermindern zu können. 

— Verbesserung der Krisenvorsorge, insbesondere 
durch höhere Bevorratung, um zeitweiligen Men- 
genverknappungen der Ölzufuhren besser be- 
gegnen zu können. 

— Intensive Anstrengungen für eine breit angelegte 
Zusammenarbeit der Verbraucherländer, um Lö- 
sungen für die Probleme des Weltölmarktes im 
internationalen Rahmen zu finden. Nationale 
Lösungs versuche reichen nicht aus. 

Als wichtigste Maßnahmen dieses Programmes 

sind hervorzuheben: 

1. Optimale Nutzung der deutschen Steinkohle, für 
die Versorgungssicherheit der Bundesrepublik, 
insbesondere zur 

— Aufrechterhaltung der Förderkapazität auf 
dem gegenwärtigen Niveau von 94 Millionen 
auf 95 Millionen t pro Jahr, 

— Sicherung des Absatzes von Steinkohle in der 
Elektrizitätswirtschaft und in der Eisen- und 
Stahlindustrie, 

— ausreichende Erlöse für Exportkohle, 

— Rationalisierung des Steinkohlenbergbaus 
sowie eine aktive Investitionspolitik, 

— Verbesserung der sozialen Absicherung der 
Bergarbeiter. 

2. Fortführung der Neuordnung der deutschen 
Mineralölinteressen durch Zusammenfassung der 
Aktivitäten von VEBA und Gelsenberg. 

3. Neues Förderprogramm für die Erdölsuche (An- 
schlußprogramm DEMINEX) in Höhe von 
800 Millionen DM für vier Jahre und Konzentra- 
tionen der Beteiligungen an der DEMINEX auf 
die vier großen Raffineriegesellschaften. 

4. Unterstützung der Bemühungen, neue Erdgas- 
mengen für den deutschen Markt zu erschließen, 
durch flankierende politische Maßnahmen, zwi- 
schenstaatliche Vereinbarungen oder durch Bürg- 
schaften. Das Gebiet der Bundesrepublik wird mit 
Erdgastiefbohrungen nochmals auf Erdgasfelder 
untersucht. Die Exploration im deutschen Teil 
der Nordsee ist wieder aufgenommen worden. 

5. Verwirklichung einer Kernkraftwerksleistung 
von 20 000 MW bis 1980 und 1985 möglichst 
45 000 bis 50 000 MW. Dazu Verstärkung der 
Anstrengungen und Ausbau der Möglichkeiten 
bei den Gutachterorganisationen, bei Herstellern 


3 



Drucksache 7/3539 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


und Betreibern sowie bei den Behörden des 
Bundes und der Länder, um den Neubau von 
Kernkraftwerken zu beschleunigen. Dies gilt auch 
für die notwendigen Forschungen, die Entwick- 
lung neuer Reaktorlinien und die Brennstoff- 
versorgung. 

6. Verstärkte Bemühungen zur Einsparung von 
Energie und zur Verminderung von Energiever- 
lusten, insbesondere durch Aufklärung der Ver- 
braucher über die Möglichkeit zur rationelleren 
Energieverwendung, durch gesetzliche Wärme- 
schutzvorschriften für Neubauten und entspre- 
chende Forschungsanstrengungen. 

7. Beschleunigte Verabschiedung des Mineralöl- 
bevorratungsgesetzes, das eine Erhöhung der 
Vorratspflicht für Raffinerien auf 90 Tage vor- 
sieht und Einbeziehung der unabhängigen Im- 
porteure in die Vorratspflicht in Höhe von 40 
Tagen. 

8. Einlagerung einer Bundesrohölreserve von vor- 
läufig 4 Millionen t. Beginn der Einlagerung im 
Jahre 1974. 

9. Aufbau einer Steinkohlenreserve aus heimischer 
Produktion mit Hilfe öffentlicher Mittel in der 
Größenordnung von rd. 10 Millionen t. 


III. 

Zur Beratung im Wirtschaftsausschuß 

Der Ausschuß hat sich von der Bundesregierung 
über die Ziele, über die vorgesehenen Maßnahmen 
und ihre Realisierung eingehend unterrichten lassen. 

Er hat anerkannt, daß die Bundesregierung auf- 
grund der veränderten Situation unverzüglich eine 
Fortschreibung ihres Energieprogrammes vorgelegt 
und auch zugesagt hat, dieses Programm aufgrund 
der sich ändernden Daten regelmäßig fortzuschrei- 
ben. Der Ausschuß hat sich grundsätzlich für die 
Zielsetzung des Programmes, die deutsche Volks- 
wirtschaft unabhängiger vom Mineralölimport zu 
machen und die heimischen Energiequellen so weit 
wie möglich zu nutzen, ausgesprochen. 

Die Auffassung zwischen den Regierungsparteien 
und der Opposition über die Möglichkeiten einer 
rechtzeitigen Realisierung des Programmes stimm- 
ten dagegen nicht in allen Punkten überein, so daß 
der Ausschuß dem Plenum nicht einstimmig die zu- 
stimmende Kenntnisnahme des fortgeschriebenen 
Energieprogrammes empfehlen kann. 

Wegen dieses Dissenses legt die Mehrheit und 
die Minderheit dem Plenum ihre Auffassung in 
eigenen Stellungnahmen vor. 
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A. Stellungnahme der Mehrheit 


Die Vertreter der Regierungsparteien im Aus- 
schuß nehmen von der Ersten Fortschreibung des 
Energieprogrammes mit Befriedigung und zustim- 
mend Kenntnis. 

Die Mehrheit hält die Analysen, die die beste- 
henden hohen Risiken für die deutsche Energiever- 
sorgung aufzeigen, für zutreffend und in der Fort- 
schreibung dargelegten Maßnahmen für der Situa- 
tion angemessen und für ausgewogen. Sie wird die 
Bundesregierung bei der Verwirklichung ihrer ener- 
giepolitischen Zielsetzungen nachdrücklich unter- 
stützen. 

Eine isoliert nationale Energiepolitik ist heute 
nicht mehr möglich. Deshalb muß die Bundesregie- 
rung alles in ihren Kräften stehende tun, um in den 
Europäischen Gemeinschaften, im Rahmen des Inter- 
nationalen Energieprogrammes und im bevorstehen- 
den Dialog zwischen Verbraucher- und Erzeuger- 
ländern die Kooperation international, vor allem 
aber auch der Verbraucherländer untereinander zu 
fördern, die Funktionsfähigkeit der Weltenergie- 
märkte zu stärken und die zukünftige Energiever- 
sorgung zu sichern. 

Die auch in Zukunft auf den Weltenergiemärkten 
bestehenden Unsicherheiten erfordern es, daß die 
Bundesregierung ihre Energiepolitik laufend mit 
dem Ziel überprüft, die Sicherheit der Energiever- 
sorgung durch geeignete Maßnahmen weiter zu er- 
höhen. Die vorgesehene Substitution von Import- 
energien und die Diversifizierung der Energiequel- 
len muß konsequent fortgesetzt werden. 

Trotz aller Substitutionsanstrengungen wird die 
Energieversorgung der Bundesrepublik bis in die 
80er Jahre in hohem Maße von Ölimporten abhän- 
gig bleiben. Daher kommt einer auf Kooperation, 
nicht Konfrontation mit den erdölerzeugenden Län- 
dern angelegten internationalen Energiepolitik be- 
sondere Bedeutung zu. Sie muß weiterhin tragendes 
Grundprinzip der Beziehungen zu unseren Partnern 
in der Welt bleiben. Den Problemen der Entwick- 
lungsländer, die die Ölpreissteigerungen vor außer- 
ordentlich schwere Probleme stellen, muß dabei be- 
sondere Aufmerksamkeit eingeräumt werden. 

Zur Erhöhung der Sicherheit der Energieversor- 
gung in der Bundesrepublik Deutschland muß fer- 
ner der Beitrag von Kernenergie, Erdgas und Braun- 
kohle erhöht werden. Hierbei kommt es vor allem 
auf den wachsenden Einsatz der Kernenergie an. 
Mit Sorge wird darauf hingewiesen, daß die Schwie- 
rigkeiten für die Verwirklichung dieses Zieles zu- 
nehmen. Die Bundesregierung muß deshalb ihre Be- 
mühungen 

— zur weiteren Vervollkommnung der Sicherheit 
der Kernkraftwerke 

— zur Verbesserung der Standortvorsorge 

— zur Straffung der Genehmigungsverfahren 


verstärken und hierbei eine sachgerechte Unter- 
richtung der Bevölkerung sicherstellen. 

Ebenso dringlich sind intensive Bemühungen der 
Bundesregierung um eine gesicherte Uranversor- 
gung, um ausreichende Anreicherungskapazitäten 
sowie um Anlagen zur Wiederaufbereitung ein- 
schließlich der Beseitigung von Abfallstoffen. 

Die Absicht der Bundesregierung, der heimischen 
Steinkohle wieder eine verstärkte Rolle für die 
Energieversorgung beizumessen, hat zu Recht eine 
zentrale Bedeutung in der Fortschreibung des Ener- 
gieprogrammes. Deshalb darf die gegenwärtige För- 
derkapazität nicht abgebaut werden, um langfristig 
verläßliche Grundlagen für die notwendigen Inve- 
stitionen und für eine planmäßige Belegschaftspoli- 
tik sicherzustellen. Die Ergebnisse des Energiefor- 
schungsprogramms der Bundesregierung werden für 
die Steinkohle als Sicherheitsfaktor unserer Energie- 
versorgung und für ihren optimalen Einsatz von be- 
sonderer Bedeutung sein, vor allem sind die neuen 
Technologien zur Kohlevergasung und -Verflüssi- 
gung zu fördern. 

In das angestrebte gesamteuropäische Energiekon- 
zept muß der deutsche Steinkohlenbergbau so ein- 
gebettet werden, daß der Kohleexport in andere Ge- 
meinschaftsländer auf Dauer zu kostendeckenden 
Preisen erfolgt oder daß diese Kostendeckung über 
ein von den Verbraucherländern zu finanzierendes 
Ausgleichssystem ermöglicht wird. 

Die umgehende Vorlage eines Gesetzes zur Ver- 
längerung des Kohlezollkontingentgesetzes wird 
von der Bundesregierung erwartet. 

Dem Dritten Verstromungsgesetz zur Sicherung 
des Absatzes von Steinkohle in der Elektrizitäts- 
wirtschaft, das inzwischen in Kraft ist, kommt für 
die Energie- Versorgung besondere Bedeutung zu. 
Hervorzuheben ist insbesondere das Programm zum 
Bau neuer Steinkohlenkraftwerke mit insgesamt 
6 000 MW bis 1980. Der bisher zögernde Fortschritt 
bei der Realisierung dieses Programmes ist Anlaß 
zur Sorge. Es ist deshalb erforderlich, daß die Bun- 
desregierung und alle Beteiligten sich nachdrücklich 
für die zügige und planmäßige Verwirklichung die- 
ses Programmes einsetzen. Erforderlichenfalls müs- 
sen weitere Maßnahmen, die geeignet sind, den 
rechtzeitigen Bau der zusätzlichen Kraftwerke auf 
Steinkohlenbasis zu gewährleisten, in Erwägung ge- 
zogen werden. 

Dem Ausbau eines Fernwärmenetzes und der op- 
timalen Verdichtung und Ausnutzung vorhandener 
Fernwärmennetze vor allem in den Ballungsgebie- 
ten ist besondere Beachtung zu schenken. 

Da der Mineralölbevorratung besondere Bedeutung 
zukommt, müssen 

— - alle Möglichkeiten für eine Aufstockung der 
Bundesrohölreserven ausgeschöpft werden, 
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— alle, auch unkonventionellen Wege, zu deren 
Finanzierung überprüft werden 

— alle Verbraucher, insbesondere die industriellen 
Großverbraucher entsprechend der Aufforde- 
rung der Bundesregierung für eine ausreichende 
Bevorratung oder entsprechende Vorsorgemaß- 
nahmen freiwillig Sorge tragen. 

Die zur Ergänzung des deutschen Mineralölkon- 
zerns Veba^Gelsenberg notwendige Straffung der 
DEMINEX muß unverzüglich abgeschlossen werden. 

Mit Besorgnis sind erste Anzeichen zu erkennen, 
daß angesichts der derzeit ungestörten Versor- 
gungssituation das seit der Krise deutlich ausge- 
prägte Energiebewußtsein der Verbraucher abnimmt. 
Deshalb muß die Bundesregierung die in der Fort- 
schreibung eingeleitete Politik in diesem Bereich 
intensivieren und zur Unterstützung eines energie- 


bewußten Verhaltens der Verbraucher zusätzliche 
Maßnahmen ergreifen, ohne daß jedoch das gesamt- 
wirtschaftliche Wachstum oder die Beschäftigung 
beeinträchtigt werden dürfen. 

Energie- und umweltpolitische Belange müssen 
jeweils bei den konkreten energiewirtschaftlich und 
ökologisch relevanten Maßnahmen aufeinander ab- 
gestimmt werden. 

Die Mehrheit empfiehlt dem Plenum, von der 
Ersten Fortschreibung des Energieprogrammes zu- 
stimmend Kenntnis zu nehmen, damit der Energie- 
wirtschaft und den Energieverbrauchern der so drin- 
gend erforderliche Orientierungsrahmen für ihre 
Entscheidungen gegeben wird. Es wird Aufgabe des 
Ausschusses für Wirtschaft bleiben, die Verwirk- 
lichung des Energieprogrammes prüfend beglei- 
ten. 


Bonn, den 16. April 1975 


Wolfram 

Berichterstatter 
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B. Stellungnahme der Minderheit 


J. 

Die Mitglieder der CDU/CSU-Fraktion sahen sich 
bei dem im Ausschuß erreichten Beratungsstand und 
angesichts der nicht zufriedenstellenden Auskünfte 
der Bundesregierung außerstande, jetzt schon ein 
abschließendes Votum zu dem fortgeschriebenen 
Energieprogramm der Bundesregierung abzugeben. 
Sie haben sich deshalb bewußt bei Beschlußfassung 
der Stimme enthalten. Sie beurteilen das Programm 
nicht allein nach seinen Absichtserklärungen, son- 
dern vor allem nach der Möglichkeit, diese Absich- 
ten zu realisieren und nach den vorgeschlagenen 
Maßnahmen selbst. Letztere reichen nach ihrer An- 
sicht nicht aus. 

Diese Feststellungen schließen nicht aus, daß die 
Mitglieder der CDU/CSU-Bundestagsfraktion der 
Gesamt-Zielsetzung des Programms, nämlich die 
Energieversorgung der Bundesrepublik zu sichern, 
zustimmt. 

Die Minderheit bedauert es darüber hinaus außer- 
ordentlich, daß ihr nicht hinreichend Zeit eingeräumt 
wurde, alle Aspekte der Realisierung der im Pro- 
gramm enthaltenen Absichtserklärungen eingehend 
zu prüfen. Da das fortgeschriebene Energieprogramm 
eine Fülle von ökonomischen und außerökonomi- 
schen Fragen aufwirft, verlangt ein für die Volks- 
wirtschaft so wichtiges Programm eine sehr sorg- 
fältige Erörterung aller seiner Aspekte. Diesen An- 
spruch haben die Ausschußberatungen nicht an- 
nähernd erfüllt. 

Ganz entscheidende Problembereiche der Energie- 
politik, so 

— die Finanzierung von Energieinvestitionen, 

— die Interdependenz von Umweltschutzmaßnah- 
men und von Maßnahmen zur Sicherung der 
Energieversorgung, 

sind überhaupt nicht erörtert worden. 

Schließlich bedürfen die Probleme der langfristi- 
gen Versorgung mit Mineralöl, mit Erdgas, mit 
Steinkohle, mit Braunkohle und Kernenergie, sowie 
die Fragen der Energieeinsparung unbedingt noch 
sachlicher Klärung und weiterer Beratung, um der 
Minderheit die Gewißheit zu geben, daß das Ener- 
gieprogramm sowohl hinsichtlich der quantitativen 
Zielsetzungen als auch hinsichtlich des vorgesehenen 
zeitlichen Ablaufs erfüllt werden kann. 

Im einzelnen ist festzustellen: 

II. Zur Krisenvorsorge 

Bei grundsätzlicher Übereinstimmung mit den 
Zielen der Bundesregierung im Energieprogramm, 
sowohl beim Mineralöl als auch bei der Steinkohle 


eine Vorratskapazität von jeweils rund 10 Millio- 
nen t zu erstellen, konnte in den Ausschußberatun- 
gen nicht hinreichend geklärt werden, wann und wie 
die Bundesregierung die dazu erforderlichen finan- 
ziellen Mittel bereitstellen will. Die notwendige 
Sicherung der Versorgung steht so lange auf völlig 
tönernen Füßen, als — • wie das Energieprogramm 
bei der vorgesehenen Erhöhung der Bundesrohöl- 
reserve von 4 Millionen auf 10 Millionen t ausdrück- 
lich besagt — ■ „die Austockung . . . von den Möglich- 
keiten des Bundeshaushaltes bestimmt" wird. Dies 
ist keine Versorgungssicherung, dies ist Versor- 
gungsrisiko. Mit gleichem Fragezeichen bleibt die 
Steinkohlereserve versehen, die einzurichten erst 
ab 1977 mit 10 Millionen t vorgesehen ist und über 
deren Finanzierungsmöglichkeiten die Bundesregie- 
rung sich bis heute ausgeschwiegen hat. Die Stein- 
kohlenreserve als Sicherheitsposten und als Puffer 
für sicherlich auftretende Bedarfsschwankungen setzt 
zudem 1977 zeitlich zu spät an. 


III. Zu Maßnahmen bei den einzelnen Energieträgern 

1. M i n e r a 1 ö 1 v e r s o r g u n g 

Die Mitglieder der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
stimmen grundsätzlich mit der Absicht der Bundes- 
regierung überein, den Anteil des Mineralöls an der 
Gesamtenergieversorgung bis 1985 auf rund 42 °/o 
abzusenken. Die Ausschußberatungen haben aber 
keine Klärung darüber herbeiführen können, wie 
die Bundesregierung ihre Ölpolitik mit der weitaus 
stärker zur Zurücknahme angelegten Politik — so- 
wohl in bezug auf die relativen als auch die abso- 
luten Einsatzmengen — der Europäischen Gemein- 
schaft abstimmen will. 

Die Bundesregierung hat auch offensichtlich kei- 
nerlei Maßnahmen getroffen, um die von der Oppo- 
sition mit Antrag vom 11. Dezember 1973, Druck- 
sache 7/1401, geforderte verstärkte Umwandlungs- 
möglichkeit von Schwerölprodukten in Leichtpro- 
dukte herbeizuführen. So lange dies nicht geschieht, 
können die dafür notwendigen Investitionsentschei- 
dungen der Raffinerien nicht erwartet werden. 

2. Steinkohle 

Die Mitglieder der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
bedauern, daß der Ausschuß die Einordnung der 
Steinkohle in den energiepolitischen Gesamtzusam- 
menhang, insbesondere hinsichtlich der europäischen 
Entwicklung nicht beraten und damit keine Ent- 
scheidung über die Zukunft der Kohle getroffen hat. 
Zwar entspricht dieses Programm der seit vielen 
Jahren erhobenen Forderung der CDU/CSU, vom 
Gesundschrumpfen im Steinkohlebergbau abzuge- 
hen und eine solche Größenordnung des Steinkoh- 
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leanteils vorzusehen, die ihrer gegenwärtigen För- 
derkapazität von rund 95 Millionen bis 100 Millio- 
nen t/Jahr in etwa entspricht. Die Opposition be- 
trachtet es aber als unzulässig, die Entscheidung 
über die Größenordnung der Steinkohle nur auf 
den Zeitpunkt der nächsten fünf Jahre zu beziehen, 
während die Vorstellungen bei den anderen Primär- 
energieträgern auf das Jahr 1985 abstellen. Für die 
in der Steinkohlewirtschaft zu treffenden Investi- 
tionsentscheidungen für Verbund- und Neuanlagen 
ist dieser Zeitraum zu kurz. 

Völlig unbeantwortet bleibt auch die Frage über 
die Entwicklung der Importkohle insbesondere für 
die Zeit, wo Gas und öl nach der Absicht der Bun- 
desregierung für die Feuerung von Kraftwerken 
nicht mehr in dem bisherigen Maße zur Verfügung 
stehen sollen. 

3. Braunkohle 

Die Beratungen zum Thema Braunkohle sind völ- 
lig unbefriedigend im Ausschuß verlaufen. Der le- 
diglich schriftlich gegebene Hinweis, daß die Ent- 
scheidung über die Aufschließung des Hambacher 
Forstes gefallen sei, entspricht nicht der Bedeutung 
dieses Energieträgers. Der heutige Einsatz von 
Braunkohle zur Stromerzeugung muß entschieden 
ausgeweitet werden, auch auf das neue Anwen- 
dungsgebiet der Herstellung von Synthese-Gas. 
Dafür sind so früh als möglich entsprechende Ver- 
suchsanlagen erforderlich. 

Die Erschließung des Hambacher Forstes kostet 
rund 5 Mrd. DM und erfordert politische Entschei- 
dungen über die Finanzierung. Die von der Bundes- 
regierung vorgesehenen Sonderabschreibungen aus 
dem Steueränderungsgesetz 1973 erscheinen als un- 
genügend. Im Ausschuß hätte geklärt werden müs- 
sen, ob z. B. die Aussetzung der Vermögensteuer 
bis zur Inbetriebnahme und gegebenenfalls Beihilfen 
für zinsverbilligtes Kapital zur Finanzierung heran- 
gezogen werden können. Die Bundesregierung hat 
diese Frage bisher nicht entschieden. 

4. Erdgas 

Wenngleich die CDU/CSU-Fraktion mit den Ziel- 
vorstellungen und angestrebten Maßnahmen im 
Bereich Erdgas weitgehend übereinstimmt, ist zu 
bedauern, daß es nicht zu einer ausführlicheren Be- 
ratung über die Gaspreisentwicklung im Ausschuß 
gekommen ist. Die getroffene Regelung das Gas- 
anbieter, die erforderlich gewordene Preiserhöhung 
gegenüber den Tarifabnehmern in zwei Stufen zu 
vollziehen, findet zwar unsere Zustimmung, völlig 
unbeantwortet bleibt allerdings die in der betrof- 
fenen Wirtschaft diskutierte Frage, ob nicht — und 
wenn ja, unter welchen Bedingungen — eine ver- 
gleichbare Streckung der Preiserhöhung für Gasab- 
nehmer im nichttariflichen Bereich, insbesondere bei 
Klein- und Mittelbetrieben, durchgeführt werden 
könnte. 

Die Bundesregierung hat im Ausschuß auch keine 
Klärung der Frage vorgenommen, wie sie sich für 
den Fall einzulassen gedenkt, falls Gasanbieter we- 


gen des gespaltenen Gaspreises ihre Belieferung an 
die Kraftwerke zugunsten der Abnehmer im Tarif- 
bereich einstellen sollten. 

5. Zur Kernenergie 

a) Kernkraf twerksbau/U ranversorgung 

Die Mitglieder der CDU/CSU-Fraktion haben die 
Sorge, daß das vorgegebene Ziel bis zum Jahre 
1985 Kernkraftwerke mit einer Gesamtleistung von 
45 000 bis 50 000 MW zu errichten, nicht erfüllt 
werden kann! Diese Annahme ergibt sich im we- 
sentlichen aus den folgenden Tatsachen: 

— Nach Auskunft der Bundesregierung ist der Be- 
darf an Natururan durch Verträge bis 1980 ge- 
deckt. über die Zeit nach 1980 bestehen bei der 
Bundesregierung nur unklare Vorstellungen dar- 
über, wie der Bedarf an Uran dann gedeckt wer- 
den soll. 

— Die Politik der Natururan liefernden Länder ist 
hinsichtlich ihrer Liberalität und ihrer Preis- 
politik über einen so langen Zeitraum hinweg 
durch erhebliche Unsicherheiten gekennzeichnet, 
so daß für Investitionsentscheidungen eine si- 
chere Basis fehlt. 

— Bereits zu Anfang der 80er Jahre wird durch 
Zubau im Kernkraftwerksbereich bei uns, aber 
auch in zahlreichen anderen westlichen Ländern, 
der Bedarf an Uranbrennstoffen bereits merk- 
lich gestiegen sein. Dabei entspricht diese Ent- 
wicklung voll den diesbezüglichen Absichten des 
Energieprogramms. Angesichts dieser zu erwar- 
tenden Entwicklung kann eine verantwortliche 
Energiepolitik es nicht hmnehmen, daß über die 
Versorgung mit Uranbrennstoffen — von einem 
Zeitpunkt an also, der nur fünf Jahre von 1975 
weg liegt — seitens der Bundesregierung nur 
unklare Vorstellungen bestehen. 

— Die mangelnde politische Absicherung bestehen- 
der und noch abzuschließender Verträge über 
die Uranversorgung der Kraftwerksbetreiber 
(Stichwort Lieferstop) ist ein zusätzlicher Un- 
slicherheitsfaktor für die Elektrizitätswirtschaft, 
die wünschenswerten Kernkraftwerksleistungen 
in dem vorgesehenen Maße zu erstellen, nach- 
dem die festgestellten Behinderungen durch feh- 
lende Standortvorsorge, mangelnde Koordinie- 
rung der Genehmigungsverfahren und die durch 
öffentliche Einflußnahme zeitlich stark verzöger- 
ten Planungs- und Bauzeiten die Elektrizitäts- 
wirtschaft ohne eigenes Verschulden sowie schon 
in Verzug gebracht haben. 

b) Standortvorsorge 

Mit Bedauern mußte die Minderheit erkennen, 
daß die Politik zur Sicherung geeigneter und aus- 
reichender Standorte noch nicht hinreichend geklärt 
ist. 

Die Bundesregierung hat zwar einige Bemühun- 
gen in diese Richtung unternommen. Es gibt aber 
gegenwärtig keinerlei positive Anzeichen für eine 
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Koordinierung zwischen Bund und Ländern, wie 
die CDU/CSU-Fraktion sie bereits in ihrem Antrag 
(Drucksache 7/1401) vom Dezember 1973 als unbe- 
dingt erforderlich verlangt hat. 

In diesem Bereich hätte nach Auffassung der Min- 
derheit die Bundesregierung eine besondere Pflicht, 
unverzüglich alle ihr zur Verfügung stehenden Mög- 
lichkeiten zu nutzen, um die Standorte im Interesse 
der Gesamtheit zu koordinieren. 

Hinzu kommt eine nicht ausreichende Aufklärung 
der Öffentlichkeit durch die zuständigen Stellen. So- 
lange ein Standortvorsorgeprogramm für die ge- 
samte Bundesrepublik nicht vorliegt, kann die Min- 
derheit nicht beurteilen, ob es gelingen wird, die 
konventionellen Kraftwerke ebenso wie die Kern- 
kraftwerke in der vorgesehenen Kapazität und zum 
vorgesehenen Zeitpunkt der Inbetriebnahme zu er- 
richten. 

Das Debakel über die Errichtung des Kernkraftwer- 
kes Wyhl, das nicht zuletzt durch die völlig wider- 
sprüchlichen Äußerungen von Mitgliedern der Bun- 
desregierung beeinflußt wurde, zeigt, wie wenig ab-' 
gestimmt und kontinuierlich praktische Energiepoli- 
tik von der Bundesregierung betrieben wird. 

Hier stellt sich mit zunehmender Intensität ein 
vielseitiges Problem, das im Ausschuß ebenfalls 
keine zufriedenstellende Erörterung fand. 

c) Genehmigungsverfahren 

Sehr besorgt ist die Minderheit, daß die zur Zeit 
praktizierten Genehmigungsverfahren zu kompli- 
ziert sind, um die Errichtung von Kraftwerken zu 
den vorgesehenen Zeitpunkten sicherzustellen. So- 
lange es z. B. nicht gelingt, u. a. einmalige Typen- 
genehmigungen für einen noch zu bestimmenden 
Zeitpunkt zu entwickeln und projektunabhängige 
Standortgenehmigungen zu erteilen, werden diese 
Schwierigkeiten kaum auszuräumen sein. Auch die 
Standardisierung der Reaktortypen muß im Inter- 
esse einer Straffung der Genehmigungsverfahren 
gefördert werden, denn sie stellt schon die Technik 
vor Entscheidungen grundsätzlicher Art. 

Schließlich ergibt sich dabei ein zusätzliches Auf- 
klärungsproblem. Weder hat die Bundesregierung 
ihre diesbezüglichen Vorstellungen konkretisiert, 
noch hatte der Ausschuß die Möglichkeit, sich durch 
sachverständige Anhörung mit diesen Fragen zu be- 
fassen. 

Abgesehen von dieser technischen Ausgestaltung 
des Genehmigungsverfahrens mußte der Ausschuß 
aufgrund von Aussagen der Ressortvertreter erken- 
nen, daß die Genehmigungsbehörden unzureichend 
mit Personal ausgestattet sind, wodurch weitere 
Verzögerungen im Genehmigungsverfahren zu be- 
fürchten sind. 

Bei der Beurteilung dieses Fragenkomplexes ist 
auch zu berücksichtigen, daß sich durch an das Ge- 
nehmigungsverfahren möglicherweise anschließende 
Verfahren vor den Verwaltungsgerichten weitere 
Verzögerungen ergeben. Auch hier müssen die Bun- 
desregierung und die Landesregierungen durch orga- 


nisatorische und personelle Vorkehrungen, die eine 
schnelle Erledigung anhängiger Klageverfahren 
sicherstellen, für Abhilfe sorgen. 

d) Umweltschutz 

Die Bundesregierung geht in ihrem energiepoli- 
tischen Programm davon aus, daß die Belange des 
Umweltschutzes und der Energiepolitik gleich be- 
wertet werden müssen — die CDU/CSU-Fraktion hat 
im Prinzip nichts gegen diese Gleichbewertung — . 
Solange die Bundesregierung aber nicht bereit oder 
in der Lage ist, eindeutige Abstimmungskriterien 
zwischen dem notwendigen Umweltschutz und dem 
verstärkten Einsatz von Kernkraftwerken festzu- 
legen, solange bleiben die Vorhaben in diesem Be- 
reich graue Theorie und der Zielkonflikt ungelöst 
bestehen. Bei den heutigen Planungs- und Bauzeiten 
sowie der weiterhin zu befürchtenden Kostenexplo- 
sion beim Kraftwerksbau steht in zehn Jahren eben 
nur das an Kernenergie zur Verfügung, was heute 
in allen Instanzen positiv entschieden wird. 

Trotz der Einsicht in diese Probleme und trotz 
wiederholter Aufforderung durch die CDU/CSU- 
Fraktion, ist die Bundesregierung in diesem Bereich 
über Absichtserklärungen und in Vorbereitung be- 
findliche Maßnahmen nicht hinausgekommen. Dies 
läßt die Zweifel an der Realisierbarkeit der Zielvor- 
stellungen des Energieprogramms im Bereich Kern- 
energie unvermindert bestehen. 


IV. Energieeinsparung 

Die im Kapitel F des Energieprogramms behan- 
delten Möglichkeiten zur Energieeinsparung geben 
nicht mehr als einen wohlklingenden Versprechens- 
katalog. In den Ausschußberatungen konnten keine 
Klärungen darüber herbeigeführt werden, in welcher 
Form, in welchem zeitlichen Ablauf die ins Auge 
gefaßten Maßnahmen realisiert werden können. Die 
Bundesregierung hat es zudem unterlassen, ihre 
Vorstellungen inhaltlich zu konkretisieren. Notwen- 
dig ist ein abgestimmtes Maßnahmebündel für 

a) Vermeidung unnötigen Nutzenergieverbrauchs; 

b) Verminderung des Nutzenergiebedarfs; 

c) Erhöhung des Nutzungsgrades bei Energieanwen- 
dung und 

d) zur Energierückgewinnung. 

Zu den Klärungen, die von der Minderheit für un- 
bedingt erforderlich gehalten werden, gehörte auch 
eine Erörterung darüber, wie die Bundesregierung 
die Möglichkeiten der Energieeinsparung auf den 
einzelnen in Betracht kommenden Gebieten nun- 
mehr quantitativ einschätzt. Aus der Fortschreibung 
des Energieprogramms ergibt sich ein deutlicher 
Dissens zu den Vorhaben in der Europäischen Ge- 
meinschaft. 

Wie in keinem anderen Bereich der Energiepolitik 
ständen der Bundesregierung über den Verord- 
nungsweg hier Möglichkeiten zur Verfügung, posi- 
tive Beispiele etwa für die Einhaltung von Wärme- 
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Schutzbestimmungen im staatlichen Hochbau zu set- 
zen. Mit all diesen Möglichkeiten hat sich der Aus- 
schuß nicht beschäftigen können. 


V. Finanzierung in der Energiepolitik 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion bedauert außer- 
ordentlich, daß dem Ausschuß die Möglichkeit ver- 
wehrt wurde, die für alle energiepolitischen Ent- 
scheidungen der Gegenwart und Zukunft grund- 
legenden Fragen der Finanzierung auch nur anzu- 
beraten. Banken, die Elektrizitätswirtschaft, Energie- 
unternehmen, Verbände und Institute haben inzwi- 
schen beachtenswerte Untersuchungen über den vor- 
aussichtlichen Finanzierungsbedarf und Modelle 
über die Finanzierungsmöglichkeiten vorgelegt. Die 
öffentliche Diskussion hierüber ist voll im Gange. 
Die Koalitionsfraktionen hielten es dennoch nicht 
für nötig, vor der öffentlichen Debatte im Deutschen 
Bundestag auch nur eine einzige Sachfrage zu die- 
sem Themenkreis im Ausschuß zu beraten. Dies 
ist ein unverständliches, wenn nicht unverantwort- 
liches Vorgehen. Der Tatbestand ist insbesondere 
deshalb bedauerlich, weil die Bundesregierung zu 
erkennen gegeben hat, daß sie mit uns überein- 
stimmende ordnungspolitische Überlegungen in den 
Finanzierungsfragen zur Anwendung kommen las- 
sen will. Die Verabschiedung eines Energiepro- 
gramms ohne Beratung seiner finanzwirksamen Aus- 
wirkung für die öffentliche Hand, aber auch für die 
beteiligte und betroffene Wirtschaft ist ein sach- 
licher Torso und parlamentarisch nicht zu vertreten. 
In einer Situation, die immer noch als von schicksal- 
hafter Bedeutung für energiepolitische Entscheidun- 
gen angesehen werden muß, fehlt seitens der Bun- 
desregierung jede nähere Erklärung darüber, welche 


Sicherungen für Investoren geschaffen werden sol- 
len. Es muß daran erinnert werden, daß die deutsche 
Energiewirtschaft vor Investitionsentscheidungen 
bisher nicht gekannten Ausmaßes steht. 

Die Minderheit sieht sich in ihrer Forderung, die 
Schaffung von Sicherheiten für Investitionen im 
Energiebereich gründlich zu erörtern und zu beschei- 
den, auch durch die diesbezügliche Stellungnahme 
im Jahresgut achten 1974/75 des Sachverständigen- 
rates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung bestärkt. 

Die Bundesregierung hat zwar zugesagt, dem Aus- 
schuß weiter alle erbetenen Auskünfte zu geben. 
Diese Zusage allein kann die Minderheit nicht ver- 
anlassen, jetzt schon von den Absichtserklärungen 
des fortgeschriebenen Energieprogramms zustim- 
mend Kenntnis zu nehmen. Eine positive Stellung- 
nahme kann erst verantwortet werden, wenn Klar- 
heit darüber besteht 

— wie das im fortgeschriebenen Energieprogramm 
angegebene Finanzvolumen von mindestens 250 
Mrd. DM bis zum Jahre 1985 aufgebracht wer- 
den soll, 

— ob der Kapitalmarkt angesichts der übrigen zu- 
nehmenden Ansprüche des öffentlichen Marktes 
diese Mittel bereitstellen kann oder ob sich 
andere Finanzierungsmöglichkeiten anbieten. 

Im Interesse der Energiewirtschaft und der Ener- 
gieverbraucher hätte die Minderheit gewünscht, daß 
die Bundesregierung alle Zweifel an der Realisie- 
rung der von ihr im fortgeschriebenen Energiepro- 
gramm anvisierten Ziele ausgeräumt hätte. Erst 
dann wären die für die notwendigen Investitions- 
entscheidungen erforderlichen Orientierungsdaten 
gesetzt. 


Bonn, den 21. April 1975 


Russe 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

1. Der Bundestag wolle beschließen: 

Von dem Energieprogramm und seiner Fortschreibung — Drucksachen 7/1057, 
7/2713 — - wird zustimmend Kenntnis genommen. 

2. Durch den Beschluß zu 1. werden die Anträge der CDU/CSU-Fraktion — - Druck- 
sachen 7/1303, 7/1401 — für erledigt erklärt. 

3. Die zu den Vorlagen eingegangenen Petitionen werden für erledigt erklärt. 

Bonn, den 16. April 1975 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Narjes Wolfram Russe 

Vorsitzender Berichterstatter 
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